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gleichsanspruch gegen das bilanzierende Organ bzw. 
den begünstigten Betrieb besteht nicht, wenn

— die Wirtschaftsverträge entgegen den staatlichen 
Plankennziffern oder Normativen der Perspektiv- 
bzw. Jahresvolkswirtschaftsplanung oder den Infor­
mationen der bilanzierenden Organe gemäß Abs. 10 
abgeschlossen wurden oder

— die Wirtschaftsverträge gegen bestehende Vertrags­
abschlußpflichten, insbesondere zur Sicherung der 
gemäß Abs. 2 vorrangig zu bilanzierenden Aufga­
ben, zustande gekommen sind oder vertragsrecht­
liche bzw. andere Ansprüche bestehen, die den öko­
nomischen Nachteil ausgleichen oder

— die Bilanzentscheidung durch den Betrieb selbst ver­
ursacht wurde.

(6) Soweit Bilanzentscheidungen durch Änderungen 
der staatlichen Planauflagen oder operative Eingriffe 
der zuständigen Staats- und Wirtschaftsorgane verur­
sacht wurden, haben diese die hierdurch entstandenen 
ökonomischen Nachteile gegenüber dem in Anspruch ge­
nommenen bilanzierenden Organ auszugleichen.

(7) Bevorteilt das bilanzierende Organ mit einer Bi­
lanzentscheidung einen unterstellten Betrieb zum Nach­
teil eines nicht unterstellten Betriebes, hat der durch 
eine solche Bilanzentscheidung unmittelbar betroffene 
Betrieb Anspruch auf Ausgleich der hierdurch nach­
weislich verursachten ökonomischen Nachteile gegen­
über dem bilanzierenden Organ.

(8) ökonomische Nachteile, die vom bilanzierenden 
Organ bzw. dem begünstigten Betrieb auszugleichen 
sind, sind alle durch Bilanzentscheidungen verursach­
ten nachteiligen Auswirkungen auf den Gewinn der 
Betriebe. Begünstigte Betriebe sind diejenigen durch 
Bilanzentscheidung zur Sicherung volkswirtschaftlich 
effektiverer Lösungen unmittelbar betroffenen Betriebe, 
bei denen ökonomische bzw. materielle Vorteile mit 
Auswirkungen auf den Gewinn eintrefen.

(9) Die durch die bilanzierenden Organe entsprechend 
Absätzen 5 und 7 zu leistenden Zahlungen für den Aus­
gleich der den Betrieben verursachten ökonomischen 
Nachteile erfolgen nach den hierfür geltenden gesetz­
lichen Bestimmungen.

(10) Über den beabsichtigten Abschluß von Wirt­
schaftsverträgen, die wesentlich die bisherigen Ware- 
Geld-Beziehungen zwischen den Betrieben nach Quali­
tät, Menge, Sortiment, Preisen oder Terminen verän­
dern, haben die Betriebe bzw. wirtschaftsleitenden Or­
gane die bilanzierenden Organe zu informieren. Die 
bilanzierenden Organe sind verpflichtet, die Betriebe 
oder wirtschaftsleitenden Organe zu informieren, wenn 
zur Sicherung volkswirtschaftlich strukturbestimmender 
Aufgaben sowie aus anderen grundsätzlichen volks­
wirtschaftlichen Erfordernissen wesentliche Verände­
rungen in den Kooperationsbeziehungen notwendig 
werden. Die bilanzierenden Organe sind berechtigt und 
verpflichtet, von den zuständigen Führungsorganen die 

erforderlichen Entscheidungen gemäß § 3 zu verlangen, 
wenn der beabsichtigte Abschluß von Wirtschaftsver­
trägen oder bestehende Wirtschaftsverträge volkswirt­
schaftlichen Erfordernissen entgegenstehen.

§ 6

Vor notwendigen Änderungen von Material-, Ausrü- 
stungs- und Konsumgüterbilanzen sind die volkswirt­

schaftlichen Konsequenzen, insbesondere die Auswir­
kungen auf die Kosten und auf die wichtigsten Koope­
rationsstufen einschließlich Forschung und Entwicklung 
und auf zentral festgelegte staatliche Kennziffern, 
rechtzeitig mit den beteiligten Partnern abzustimmen. 
Haben derartige Änderungen Auswirkungen auf die 
Bedarfsdeckung der Außenwirtschaft, der bewaffneten 
Organe, des Produktionsmittelhandels und des Kon­
sumgütergroßhandels sowie des -einzelhandels bei Di­
rektbezug, ist die Zustimmung der zuständigen Organe 
erforderlich. Änderungen bestätigter. Bilanzen bedürfen 
der Bestätigung durch die nach § 4 Abs. 4 zuständigen 
Organe.

§7
(1) Die ökonomische Zusammenarbeit der Betriebe bei 

der Marktforschung und -beeinflussung hat grund­
sätzlich durch die Angebotstätigkeit, die ökonomisch­
technische Beratung der Verbraucher durch die Lieferer 
und den Abschluß von Wirtschaftsverträgen zu erfol­
gen.

(2) Für nachweislich ungerechtfertigte Forderungen 
an Rohstoffen, Material, Ausrüstungen und Konsum­
gütern der Verbraucher gegenüber den bilanzierenden 
Organen haben die wirtschaftsleitenden Organe bzw. 
die Betriebe an das bilanzierende Organ eine Sanktion 
zu zahlen. Die Höhe der Sanktionen beträgt 5 °/0 des 
Industrieabgabepreises für den ungerechtfertigten Teil 
der Bedarfsforderang. Vereinnahmte Sanktionen sind 
dem eigenen Reservefonds bzw. dem des übergeordne­
ten Organs zuzuführen.

(3) Ungerechtfertigte Forderungen gemäß Abs. 2 sind 
solche,
— die nicht mit anderen Planteilen, insbesondere der 

Produktion, der Investitionen, der Finanzen und 
der Außenwirtschaft übereinstimmen

— die nicht den staatlich verbindlichen Kennziffern und 
Normen des Materialverbrauchs sowie der Vorrats­
und Lagerwirtschaft entsprechen

— die aus unzureichender Nutzung eigener Deckungs­
quellen resultieren

— die volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigte Importe 
verursachen.

§ 8
Für die Entscheidung von Streitigkeiten über den 

ökonomischen Ausgleich entsprechend § 5 Absätze 5 
bis 7 und über Sanktionen gemäß § 7 Absätze 2 und 3 
ist das Staatliche Vertragsgericht zuständig.

IV.

Die Funktion der Betriebe, wirtschaftsleitenden Organe 
und zentralen Staatsorgane im System der Bilanzierung 

materialwirtschaftlicher Prozesse
§9

(1) Die Betriebe und Einrichtungen sind im Rahmen 
der eigenverantwortlichen Planung und Bilanzierung 
materialwirtschaftlicher Prozesse insbesondere verant­
wortlich für:

— eine aktive Marktforschung und -beeinflussung auf 
der Grundlage eines modernen Produktionsprofils

— die Gestaltung einer effektiven Produktionsstruktur 
bei vorrangiger Produktion weltmarktfähiger Er­
zeugnisse zur Deckung des volkswirtschaftlich be­
gründeten Bedarfs insbesondere auf der Grundlage 
von langfristigen Wirtschaftsverträgen. Die Betriebe


